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Der Wahlleiter des 
Landkreises Kronach

Bekanntmachung 
über die Aufforderung zur Einreichung  
von Wahlvorschlägen für die Wahl des 

Kreistages im Landkreis Kronach  
am 15. März 2020

1. Durchzuführende Wahl
 Am Sonntag, den 15. März 2020, findet die Wahl
 von 50 Kreisräten 
 statt.

2. Wahlvorschlagsträger
 Wahlvorschläge dürfen nur von Parteien und von 

Wählergruppen (Wahlvorschlagsträgern) eingereicht 
werden. Der Begriff der politischen Partei richtet 
sich nach dem Gesetz über die politischen Parteien 
(Parteiengesetz). Wählergruppen sind alle sonstigen 
Vereinigungen oder Gruppen natürlicher Personen, 
deren Ziel es ist, sich an Gemeindewahlen oder an 
Landkreiswahlen zu beteiligen. Parteien und Wähler-
gruppen, die verboten sind, können keine Wahlvor-
schläge einreichen.

3. Aufforderung zur Einreichung von 
 Wahlvorschlägen
3.1 Die Wahlvorschlagsträger werden zur Einreichung 

von Wahlvorschlägen aufgefordert. Die Wahlvor-

schläge können ab Erlass dieser Bekanntmachung, 
jedoch spätestens am Donnerstag, den 23. Janu-
ar 2020 (52. Tag vor dem Wahltag), 18:00 Uhr dem 
Wahlleiter zugesandt oder während der allgemeinen 
Dienststunden

 im Landratsamt Kronach, Güterstraße 18, 96317 
Kronach, Zimmer-Nr. 503, 

 übergeben werden.
 Jeder Wahlvorschlagsträger darf nur einen Wahlvor-

schlag einreichen.
3.2 Werden mehrere gültige Wahlvorschläge eingereicht, 

findet die Wahl des Kreistags nach den Grundsätzen 
der Verhältniswahl statt.

3.3 Wird kein oder nur ein gültiger Wahlvorschlag ein-
gereicht, findet die Wahl des Kreistags nach den 
Grundsätzen der Mehrheitswahl statt.

4. Wählbarkeit zur Kreisrätin/zum Kreisrat
4.1 Für das Amt eines Kreisrates ist jede Person wählbar, 

die am Wahltag
- Deutsche im Sinn des Art. 116 Abs. 1 des Grund-

gesetzes oder Staatsangehörige der übrigen Mit-
gliedstaaten der Europäischen Union ist;

- das 18. Lebensjahr vollendet hat;
- seit mindestens drei Monaten im Landkreis eine 

Wohnung hat, die nicht ihre Hauptwohnung sein 
muss, oder ohne eine Wohnung zu haben sich im 
Landkreis gewöhnlich aufhält. Wer die Wählbarkeit 
infolge Wegzugs verloren hat, jedoch innerhalb ei-
nes Jahres seit dem Wegzug in den Landkreis zu-
rückkehrt, ist mit dem Zuzug wieder wählbar.
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den ist, die im Zeitpunkt der Wahl der Delegierten 
im Wahlkreis wahlberechtigt waren,

- der Verlauf der Aufstellungsversammlung,
- das Wahlverfahren, nach dem die sich bewerben-

den Personen gewählt wurden,
- die Ergebnisse der Wahl der sich bewerbenden 

Personen, ihre Reihenfolge und ihre etwaige mehr-
fache Aufführung,

- auf welche Weise ausgeschiedene sich bewerben-
de Personen ersetzt werden, sofern die Aufstel-
lungsversammlung Ersatzleute aufgestellt hat,

- Angaben über eingegangene Listenverbindungen.
6.2 Die Niederschrift ist von der die Aufstellungsver-

sammlung leitenden Person und zwei Wahlberech-
tigten, die an der Versammlung teilgenommen ha-
ben, zu unterschreiben. Jede wahlberechtigte Per-
son darf nur eine Niederschrift unterzeichnen. Auch 
sich bewerbende Personen dürfen die Niederschrift 
unterzeichnen, wenn sie an der Versammlung teilge-
nommen haben.

6.3 Der Niederschrift muss eine Anwesenheitsliste bei-
gefügt sein, in die sich diejenigen Wahlberechtigten 
mit Namen, Anschrift und Unterschrift eingetragen 
haben, die an der Versammlung teilgenommen ha-
ben.

6.4 Die Niederschrift mit der Anwesenheitsliste ist dem 
Wahlvorschlag beizulegen.

7. Inhalt der Wahlvorschläge
7.1 Bei Kreistagswahlen darf jeder Wahlvorschlag 

höchstens so viele sich bewerbende Personen ent-
halten, wie Kreisräte zu wählen sind.

 In unserem Landkreis darf daher ein Wahlvorschlag 
höchstens 50 sich bewerbende Personen enthalten. 
Wenn sich bewerbende Personen im Wahlvorschlag 
mehrfach aufgeführt werden, verringert sich die Zahl 
der sich bewerbenden Personen entsprechend.

 Sich bewerbende Personen dürfen bei Wahlen für 
ein gleichartiges Amt, die am selben Tag stattfinden, 
nur in einem Wahlkreis aufgestellt werden. Sie dür-
fen bei einer Wahl nur in einem Wahlvorschlag be-
nannt werden.

7.2 Jeder Wahlvorschlag muss den Namen der Partei 
oder der Wählergruppe als Kennwort tragen. Ge-
meinsame Wahlvorschläge müssen die Namen 
sämtlicher daran beteiligter Parteien oder Wähler-
gruppen tragen. Kurzbezeichnungen, bei denen der 
Name der Partei oder der Wählergruppe nur durch 
eine Buchstabenfolge oder in anderer Weise ausge-
drückt wird, reichen als Kennwort aus. Dem Kenn-
wort ist eine weitere Bezeichnung beizufügen, wenn 
das zur deutlichen Unterscheidung der Wahlvor-
schläge erforderlich ist.

 Wird ein Wahlvorschlag ohne Kennwort eingereicht, 
gilt der Name des Wahlvorschlagsträgers als Kenn-
wort, bei einem gemeinsamen Wahlvorschlag gel-
ten die Namen sämtlicher daran beteiligter Parteien 
oder Wählergruppen in der im Wahlvorschlag ge-
nannten Reihenfolge als Kennwort.

7.3 Organisierte Wählergruppen haben einen Nachweis 
über die Organisation vorzulegen, wenn sie als orga-
nisiert behandelt werden sollen.

7.4 Jeder Wahlvorschlag soll einen Beauftragten und 
seine Stellvertretung bezeichnen, die im Landkreis 
wahlberechtigt sein müssen. Fehlt diese Bezeich-
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4.2 Von der Wählbarkeit ausgeschlossen ist eine Per-
son, die nach Art. 21 Abs. 2 GLKrWG nicht wählbar 
ist.

5. Aufstellungsversammlungen
5.1 Alle sich bewerbenden Personen werden von einer 

Partei oder einer Wählergruppe in einer Versamm-
lung aufgestellt, die zu diesem Zweck für den ge-
samten Wahlkreis einzuberufen ist.

 Diese Aufstellungsversammlung ist
- eine Versammlung der Anhänger einer Partei oder 

Wählergruppe,
- eine besondere Versammlung von Delegierten, die 

von den Mitgliedern einer Partei oder Wählergrup-
pe für die bevorstehende Aufstellung sich bewer-
bender Personen gewählt wurden, oder

- eine allgemeine Delegiertenversammlung, die 
nach der Satzung einer Partei oder einer Wähler-
gruppe allgemein für bevorstehende Wahlen be-
stellt wurde.

 Die Mehrheit der Mitglieder einer allgemeinen Dele-
giertenversammlung darf nicht früher als zwei Jahre 
vor dem Monat, in dem der Wahltag liegt, von den 
Mitgliedert einer Partei oder einer Wählergruppe ge-
wählt worden sein, die im Zeitpunkt der Wahl der 
Delegierten im Wahlkreis wahlberechtigt waren.

 Die Teilnehmer der Aufstellungsversammlung müs-
sen im Zeitpunkt ihres Zusammentritts im Wahlkreis 
wahlberechtigt sein. Die Aufstellungsversammlung 
darf nicht früher als 15 Monate vor dem Monat statt-
finden, in dem der Wahltag liegt.

 Die sich bewerbenden Personen werden in gehei-
mer Abstimmung gewählt. Jede an der Aufstellungs-
versammlung teilnahmeberechtigte und anwesende 
Person ist hierbei vorschlagsberechtigt. Den sich für 
die Aufstellung bewerbenden Personen ist Gelegen-
heit zu geben, sich und ihr Programm der Versamm-
lung in angemessener Zeit vorzustellen.

5.2 Ersatzleute, die für den Fall des Ausscheidens ei-
ner sich bewerbenden Person in den Wahlvorschlag 
nachrücken, sind in gleicher Weise wie sich bewer-
bende Personen aufzustellen.

5.3 Mehrere Wahlvorschlagsträger können gemeinsame 
Wahlvorschläge einreichen. Gemeinsame Wahlvor-
schläge sind in einer gemeinsamen Versammlung 
aufzustellen. Die Einzelheiten vereinbaren die Wahl-
vorschlagsträger.

5.4 Bei Kreistagswahlen kann die Versammlung be-
schließen, dass sich bewerbende Personen zweimal 
oder dreimal auf dem Stimmzettel aufgeführt werden 
sollen.

6. Niederschriften über die Versammlung
6.1 Über die Aufstellungsversammlung ist eine Nieder-

schrift zu fertigen. Aus der Niederschrift muss er-
sichtlich sein:
- die ordnungsgemäße Ladung zur Aufstellungsver-

sammlung,
- Ort und Zeit der Aufstellungsversammlung,
- die Zahl der teilnehmenden Personen,
- bei einer allgemeinen Delegiertenversammlung die 

Erklärung, dass die Mehrheit der Delegierten nicht 
früher als zwei Jahre vor den von den Mitgliedern 
einer Partei oder einer Wählergruppe gewählt wor-
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nung, gilt der erste Unterzeichner als Beauftragter, 
der zweite als seine Stellvertretung. Der Beauftragte 
ist berechtigt, verbindliche Erklärungen zum Wahl-
vorschlag abzugeben und entgegenzunehmen. Im 
Zweifelsfall gilt die Erklärung des Beauftragten.

7.5 Jeder Wahlvorschlag muss die Angabe sämtlicher 
sich bewerbender Personen in erkennbarer Reihen-
folge entsprechend der Aufstellung in der Nieder-
schrift über die Aufstellungsversammlung nach Fa-
milienname, Vorname, Tag der Geburt, Geschlecht, 
Beruf oder Stand und Anschrift enthalten.

7.6 Angegeben werden können kommunale Ehrenäm-
ter und im Grundgesetz und in der Verfassung vor-
gesehene Ämter, falls diese in den Stimmzettel auf-
genommen werden sollen. Es sind dies insbeson-
dere Ehrenamtlicher erster, zweiter oder dritter Bür-
germeister, Gemeinderatsmitglied, stellvertretender 
Landrat, Kreisrat, Bezirkstagspräsident, stellvertre-
tender Bezirkstagspräsident, Bezirksrat, Mitglied 
des Europäischen Parlaments, des Bundestags, des 
Landtags.

 Dreifach aufzuführende sich bewerbende Personen 
erscheinen auf dem Stimmzettel vor den zweifach 
aufzuführenden und diese vor den übrigen sich be-
werbenden Personen.

7.7 Die sich bewerbende Person muss erklären, dass sie 
der Aufnahme ihres Namens in den Wahlvorschlag 
zustimmt und dass sie bei Wahlen für ein gleicharti-
ges Amt, die am selben Tag stattfinden, nur in einem 
Wahlkreis aufgestellt wird. Wird eine mehrfache Auf-
stellung festgestellt, hat die sich bewerbende Per-
son dem Wahlleiter nach Aufforderung mitzuteilen, 
welche Bewerbung gelten soll. Unterlässt sie diese 
Mitteilung oder widersprechen sich die Mitteilungen, 
sind die Bewerbungen für ungültig zu erklären.

 Die sich bewerbende Person muss außerdem erklä-
ren, dass sie nicht von der Wählbarkeit ausgeschlos-
sen ist.

7.8 Ein Wahlvorschlag zur Wahl des Kreistags muss fer-
ner eine Bescheinigung der Gemeinde, in der die 
sich bewerbende Person ihre Wohnung, die nicht ih-
re Hauptwohnung sein muss, oder ohne eine Woh-
nung zu haben ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat, 
über ihre Wählbarkeit enthalten.

 Das Gleiche gilt für Ersatzleute.
7.9 Ein Wahlvorschlag zur Wahl des Kreistags muss für 

die sich bewerbende Person eine Bescheinigung 
der Gemeinde, in der sie ihre Hauptwohnung hat, 
bei Personen ohne Wohnung eine Bescheinigung 
der letzten Wohnsitzgemeinde, enthalten, dass sie 
nicht von der Wählbarkeit ausgeschlossen ist. Die 
Gemeinde darf diese Bescheinigung nur einmal aus-
stellen.

 Das Gleiche gilt für Ersatzleute.
7.10 Ein Wahlvorschlag zur Wahl des Kreistags muss ei-

ne gemeindliche Bescheinigung über das Wahlrecht 
der Beauftragten und ihrer Stellvertreter sowie der 
Unterzeichner der Wahlvorschläge enthalten.

 Das Gleiche gilt für Ersatzleute.

8. Unterzeichnung der Wahlvorschläge
 Jeder Wahlvorschlag muss von zehn Wahlberechtig-

ten unterschrieben sein, die am 3. Februar 2020 (41. 
Tag vor dem Wahltag) wahlberechtigt sind. Die Unter-
zeichnung durch sich bewerbende Personen oder Er-
satzleute eines Wahlvorschlages ist unzulässig.

 Die Unterschriften auf dem Wahlvorschlag müs-
sen eigenhändig geleistet werden. Die Unterzeich-
ner müssen Familienname, Vorname und Anschrift 
angeben und im Landkreis wahlberechtigt sein. Je-
der Wahlberechtigte darf nur einen Wahlvorschlag 
unterzeichnen. Die Zurückziehung einzelner Unter-
schriften, der Verlust des Wahlrechts oder der Tod 
der Unterzeichner des Wahlvorschlages berührt die 
Gültigkeit des Wahlvorschlags nicht.

9. Unterstützungslisten für Wahlvorschläge
9.1 Wahlvorschläge von neuen Wahlvorschlagsträgern 

müssen nicht nur von zehn Wahlberechtigten un-
terschrieben werden, sondern zusätzlich von min-
destens 340 Wahlberechtigten durch Unterschrift in 
Listen, die bei der Gemeinde/Stadt oder bei der Ver-
waltungsgemeinschaft aufliegen, unterstützt wer-
den. Neue Wahlvorschlagsträger sind Parteien und 
Wählergruppen, die im Kreistag seit dessen letzter 
Wahl nicht aufgrund eines eigenen Wahlvorschlags 
ununterbrochen bis zum 90. Tag vor dem Wahltag 
vertreten waren; sie benötigen allerdings dann kei-
ne zusätzlichen Unterstützungsunterschriften, wenn 
sie bei der letzten Landtagswahl oder bei der letzten 
Europawahl mindestens fünf v. H. der im Land ins-
gesamt abgegebenen gültigen Stimmen oder bei der 
letzten Bundestagswahl mindestens fünf v. H. der im 
Land abgegebenen gültigen Zweitstimmen erhalten 
haben. Maßgeblich sind die vom Landeswahlleiter 
früher als drei Monate vor dem Wahltag bekannt ge-
machten Ergebnisse.

 Ein gemeinsamer Wahlvorschlag bedarf keiner zu-
sätzlichen Unterstützungsunterschriften, wenn des-
sen Wahlvorschlagsträger in ihrer Gesamtheit im 
Kreistag seit dessen letzter Wahl aufgrund des glei-
chen gemeinsamen Wahlvorschlags bis zum 90. Tag 
vor dem Wahltag vertreten waren oder wenn min-
destens einer der beteiligten Wahlvorschlagsträger 
keine zusätzlichen Unterstützungsunterschriften be-
nötigt.

9.2  In die Unterstützungsliste dürfen sich nicht eintra-
gen:
- die in einem Wahlvorschlag aufgeführten sich be-

werbenden Personen und Ersatzleute,
- Wahlberechtigte, die sich in eine andere Unterstüt-

zungsliste eingetragen haben,
- Wahlberechtigte, die einen Wahlvorschlag unter-

zeichnet haben.
9.3 Während der Eintragungszeiten ist in dem Gebäu-

de, in dem sich der Eintragungsraum befindet, sowie 
unmittelbar vor dem Zugang zu dem Gebäude jede 
Behinderung oder erhebliche Belästigung der sich 
Eintragenden verboten.

9.4  Die Zurücknahme gültiger Unterschriften ist wir-
kungslos.

9.5  Die Einzelheiten über die Eintragungsfristen, die Ein-
tragungsräume, die Öffnungszeiten und die Ausstel-
lung von Eintragungsscheinen an kranke und kör-
perlich behinderte Personen werden von der Ge-
meinde/Stadt gesondert bekannt gemacht.

10. Zurücknahme von Wahlvorschlägen
 Die Zurücknahme der Wahlvorschläge im Ganzen 

ist nur bis zum 23. Januar 2020 (52. Tag vor dem 
Wahltag), 18:00 Uhr, zulässig. Über die Zurücknah-
me von Wahlvorschlägen im Ganzen beschließen 
die Wahlvorschlagsträger in gleicher Weise über die 
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Aufstellung der Wahlvorschläge. Der Beauftragte 
kann durch die Aufstellungsversammlung verpflich-
tet werden, unter bestimmten Voraussetzungen den 
Wahlvorschlag zurückzunehmen.

17. Dezember 2019

Der Wahlleiter des Landkreises Kronach
Michael Schaller

SG 13 104

Kulturpreis des Landkreises Kronach

Der Landkreis Kronach vergibt in jeder Amtsperiode 
des Kreistags seinen Kulturpreis. Landrat Klaus Löffler 
weist darauf hin, dass für die Vergabe in der Kreistags-
ära 2014/2020 der „Kulturpreis des Landkreises Kro-
nach“ richtliniengemäß als Hauptpreis mit einer Zuwen-
dung von 5000 Euro sowie als Förderpreis mit einer Zu-
wendung von jeweils 750 Euro ausgeschrieben ist. Die 
entsprechenden Richtlinien können beim Kreiskulturrefe-
rat im Kronacher Landratsamt, Güterstraße 18, Zi. N 124, 
Telefon 0 92 61 / 678-300 angefordert oder per Internet 
www.landkreis-kronach.de / AKTUELLES sowie www.
landkreis-kronach.de/media/1087/kulturpreis-vergabe-
richtlinien.pdf abgerufen werden.

Die Preise werden jeweils zur Auszeichnung von Einzel-
personen oder Personengruppen verliehen, die sich durch 
ihr künstlerisches Schaffen, ihre besondere Leistung oder 
ihr künstlerisches Werk im Gesamten herausragende Ver-
dienste um das kulturelle Leben in der oberfränkischen 
Kulturlandschaft im Allgemeinen oder im Landkreis im 
Besonderen erworben haben, sowie für hervorragende 
Leistungen auf den Gebieten der bildenden und ange-
wandten Kunst, der Literatur, der Musik, des Films, der 
Wissenschaft sowie der Brauchtums- und Heimatpfle-
ge. Voraussetzung ist außerdem, dass die Preisträger im 
Landkreis geboren wurden, hier mehrere Jahre ansässig 
sind oder waren, oder dass ihr kulturelles Schaffen im 
Landkreis selbst oder für den Landkreis unmittelbare Be-
deutung hat.

Der Landkreis Kronach beabsichtigt mit der Vergabe des 
Kulturpreises, Anerkennung für bisher Geleistetes, aber 
auch Ansporn für zukünftiges Schaffen zu geben. Jeder 
Einwohner und jede Einwohnerin des Landkreises hat das 
Recht, dem Landratsamt Vorschläge für die Vergabe des 
Kulturpreises zu machen. Nach der durch den Ausschuss 
für Schule, Kultur und Sport beschlossenen Auswahl wird 
der Kulturpreis in der am 20. April 2020 stattfindenden öf-
fentlichen Kreistagssitzung durch den Landrat verliehen.

Bewerbungen und Vorschläge sind bis Freitag, 31. Janu-
ar 2020, beim Kreiskulturreferat im Landratsamt Kronach 
unter dem Betreff „Kulturpreis 2020“ nur mit beigefügten 
ausführlichen Begründungen sowie dem Einverständnis 
der Vorgeschlagenen einzureichen.

Kronach, 10.12.2019
Landratsamt

Nr. 27-642/2-81/15 105

Verordnung des Landratsamtes Kronach 
zum Schutz der öffentlichen Wasser- 
versorgung des Marktes Pressig im  
Ortsteil Welitsch (WSG-VO Welitsch)

Das Landratsamt Kronach erlässt auf Grund des § 51 
Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 2 des Wasserhaushaltsgesetzes 
(WHG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 31. Juli 
2009 (BGBl I S. 2585), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
04.12.2018 (BGBl. I S. 2254), in Verbindung mit Art. 31 
und 63 des Bayerischen Wassergesetzes (BayWG) vom 
25. Februar 2010 in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 21. Februar 2018 (GVBl. S. 48), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 24.07.2019 (GVBl. S. 408) folgende

Verordnung

§ 1 Allgemeines

Zur Sicherung der öffentlichen Wasserversorgung des 
Marktes Pressig, Tiefbrunnen auf der Flur-Nr. 62/3 der 
Gemarkung Welitsch, wird das in § 2 näher umschrie-
bene Wasserschutzgebiet festgesetzt. Für dieses Gebiet 
werden die Anordnungen nach §§ 3 bis 7 erlassen.

§ 2 Schutzgebiet

(1) Das Schutzgebiet besteht aus
 - einem Fassungsbereich,
 - einer engeren Schutzzone
 - und einer weiteren Schutzzone.

(2) Die Grenzen des Schutzgebietes und der einzelnen 
Schutzzonen sind in dem im Anhang (Anlage 1) ver-
öffentlichten Lageplan eingetragen. Für die genaue 
Grenzziehung ist ein Lageplan im Maßstab 1: 5.000 
maßgebend, der im Landratsamt Kronach und im Markt 
Pressig niedergelegt ist; er kann dort während der 
Dienststunden eingesehen werden. Die genaue Grenze 
der Schutzzone verläuft auf der jeweils gekennzeichne-
ten Grundstücksgrenze oder, wenn die Schutzzonen-
grenze ein Grundstück schneidet, auf der der Fassung 
näheren Kante der gekennzeichneten Linie.

(3) Veränderungen der Grenzen oder der Bezeichnungen 
der im Schutzgebiet gelegenen Grundstücke berühren 
die festgesetzten Grenzen der Schutzzonen nicht.

(4) Der Fassungsbereich ist durch eine Umzäunung, die 
engere Schutzzone und die weitere Schutzzone sind, 
soweit erforderlich, in der Natur in geeigneter Weise 
kenntlich gemacht.
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§ 3 Verbotene oder nur beschränkt  
zulässige Handlungen

(1) Es sind

in der weiteren 
Schutzzone in der engeren Schutzzone

entspricht Zone III II

1 bei Eingriffen in den Untergrund (ausgenommen in Verbindung mit den nach Nrn. 2 bis 5 zugelasse-
nen Maßnahmen)

1.1 Aufschlüsse oder Veränderungen 
 der Erdoberfläche, auch wenn 
Grundwasser nicht aufgedeckt 
wird, vorzunehmen oder zu er-
weitern; insbesondere Fischtei-
che, Kies-, Sand- und Tongruben, 
Steinbrüche, Übertagebergbaue 
und Torfstiche

verboten,
ausgenommen Bodenbearbeitung im Rahmen der ordnungsgemäßen 

land- und forstwirtschaftlichen Nutzung

1.2 Wiederverfüllung von Erdauf-
schlüssen, Baugruben und Lei-
tungsgräben sowie Geländeauffül-
lungen

nur zulässig
- mit dem ursprünglichen Erd-

aushub im Zuge von Baumaß-
nahmen und

- sofern die Bodenauflage wie-
derhergestellt wird

verboten

1.3 Leitungen verlegen oder erneuern 
(ohne Nrn. 2.1, 3.7 und 6.11)

--- verboten

1.4 Durchführung von Bohrungen nur zulässig für Bodenuntersuchungen bis zu 1 m Tiefe

1.5 Untertage-Bergbau, Tunnelbauten verboten

2 bei Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (siehe Anlage 2, Ziffer 1)

2.1 Rohrleitungsanlagen zum Befördern 
von wassergefährdenden Stoffen zu 
errichten oder zu erweitern

verboten

2.2 Anlagen nach § 62 WHG zum Um-
gang mit wassergefährdenden Stof-
fen zu errichten oder zu erweitern

nur zulässig entsprechend Anlage 
2, Ziff. 2 für Anlagen, wie sie im 
Rah men von Haushalt und Land-
wirtschaft (max. 1 Jahresbedarf) 
üblich sind

verboten

2.3 Umgang mit wassergefährdenden 
Stoffen nach § 62 WHG außerhalb 
von Anlagen nach Nr. 2.2 (siehe 
Anlage 2, Ziff. 3)

nur zulässig für die kurzfristige (we-
nige Tage) Lagerung von Stoffen 
bis Wassergefährdungsklasse 2 in 
dafür geeigneten, dichten Trans-
portbehältern bis zu je 50 Liter

verboten
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in der weiteren 
Schutzzone in der engeren Schutzzone

entspricht Zone III II

2.4 Biogasanlagen zu errichten oder 
zu erweitern

verboten

2.5 Abfall im Sinne der Abfallgesetze 
und bergbauliche Rückstände ab-
zulagern (Die Behandlung und La-
gerung von Abfällen fällt unter Nr. 
2.2 und Nr. 2.3)

verboten

2.6 Genehmigungspflichtiger Umgang 
mit radioaktiven Stoffen im Sinne 
des Atomgesetzes und der Strah-
lenschutzverordnung

verboten

3 bei Abwasserbeseitigung und Abwasseranlagen

3.1 Abwasserbehandlungsanlagen zu 
errichten oder zu erweitern ein-
schließlich Kleinkläranlagen

nur Kleinkläranlagen mit biologi-
scher Reinigungsstufe für beste-
hende bauliche Anlagen zulässig, 
wenn die Dichtheit und Standsi-
cherheit durch geeignete Konzep-
tion, Bauausführung und Bauab-
nahme sichergestellt ist

verboten

3.2 Regen- oder Mischwasserentlas-
tungsbauwerke zu errichten oder 
zu erweitern

verboten

3.3 Trockenaborte nur zulässig, wenn diese nur vorü-
bergehend aufgestellt werden und 
mit dichtem Behälter ausgestattet 
sind

verboten

3.4 Ausbringen von Abwasser verboten

3.5 Anlagen zur 
- Versickerung von Abwasser 

oder
- Einleitung oder Versickerung 

von Kühlwasser oder Wasser 
aus Wärmepumpen ins Grund-
wasser

zu errichten oder zu erweitern
(siehe Anlage 2 Nr. 4)

verboten
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in der weiteren 
Schutzzone in der engeren Schutzzone

entspricht Zone III II

3.6 Anlagen zur Versickerung des von 
Dachflächen abfließenden Was-
sers zu errichten oder zu erweitern 

(auf die Erlaubnispflichtigkeit nach 
§ 8 Abs. 1 WHG in Verbindung mit 
§ 1 NWFreiV) wird hingewiesen)

- nur zulässig bei ausreichender 
Reinigung durch flächenhafte 
Versickerung über den bewach-
senen Oberboden oder gleich-
wertige Filteranlagen1

- verboten für Niederschlagswas-
ser von Gebäuden auf gewerb-
lich genutzten Grundstücken

verboten

3.7 Abwasserleitungen und zugehöri-
ge Anlagen zu errich ten, zu erwei-
tern oder zu betreiben

nur zulässig zum Ableiten von 
Abwasser, wenn die Dichtheit 
der Entwässerungsanlagen vor 
Inbetriebnahme durch Druckpro-
be nachgewiesen und wieder-
kehrend alle 5 Jahre durch Sicht-
prüfung und alle 10 Jahre durch 
Druckprobe oder anderes gleich-
wertiges Verfahren überprüft wird

verboten

4 bei Verkehrswegen, Plätzen mit besonderer Zweckbestimmung, Hausgärten, sonstigen Handlungen

4.1 Straßen, Wege und sonstige Ver-
kehrsflächen zu errichten oder zu 
erweitern

- nur zulässig für klassifizierte 
Straßen, wenn die „Richtlinien 
für bautechnische Maßnahmen 
an Straßen in Wasserschutzge-
bieten (RiStWag)“ in der jeweils 
geltenden Fassung beachtet 
werden und

- wie in Zone II

nur zulässig 

- für öffentliche Feld- und Wald-
wege, beschränkt-öffentliche 
Wege, Eigentümerwege und 
Privatwege und

- bei breitflächigem Versickern 
des ab fließenden Was sers

- wenn die Schutzfunktion der 
Grundwasserüberdeckung er-
halten bleibt

4.2 Eisenbahnanlagen zu errichten 
oder zu erweitern

verboten

1  siehe ATV-DVWK-Merkblatt M 153 „Handlungsempfehlungen zum Umgang mit Regenwasser“
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in der weiteren 
Schutzzone in der engeren Schutzzone

entspricht Zone III II

4.3 wassergefährdende auswasch- 
oder auslaugbare Materialien (z.B. 
Schlacke, Teer, Imprägniermittel 
u. ä.) zum Straßen-, Wege-, Eisen-
bahn- oder Wasserbau zu verwen-
den

verboten

4.4 Baustelleneinrichtungen, Baustoff-
lager zu errichten oder zu erweitern

--- verboten

4.5 Bade- oder Zeltplätze einzurichten 
oder zu erweitern; Camping aller 
Art

nur zulässig mit Abwasserentsor-
gung über eine dichte Sammel-
entwässerung unter Beachtung 
von Nr. 3.7

verboten

4.6 Sportanlagen zu errichten oder zu 
erweitern

- nur zulässig mit Abwasserent-
sorgung über eine dichte Sam-
melentwässerung unter Beach-
tung von Nr. 3.7

- verboten für Tontaubenschieß-
anlagen und Motorsportanla-
gen

verboten

4.7 Großveranstaltungen durchzufüh-
ren

- nur zulässig mit ordnungsge-
mäßer Abwasserentsorgung 
und ausreichenden, befestig-
ten Parkplätzen (z.B. bei Sport-
anlagen)

- verboten für Geländemotor-
sport 

verboten

4.8 Friedhöfe zu errichten oder zu er-
weitern

verboten

4.9 Flugplätze einschl. Sicherheitsflä-
chen, Notabwurfplätze, militäri-
sche Anlagen und Übungsplätze 
zu errichten oder zu erweitern

verboten

4.10 militärische Übungen durchzufüh-
ren

nur Durchfahren auf klassifizierten Straßen zulässig

4.11 Kleingartenanlagen zu errichten 
oder zu erweitern

verboten

4.12 Anwendung von Pflanzenschutz-
mitteln auf Freilandflächen, die 
nicht land-, forstwirtschaftlich 
oder gärtnerisch genutzt werden 
(z.B. Verkehrswege, Rasenflächen, 
Friedhöfe, Sportanlagen)

verboten

4.13 Düngen mit Stickstoffdüngern nur zulässig bei standort- und be-
darfsgerechter Düngung 

nur standort- und bedarfsgerech-
te Düngung mit Mineraldünger zu-
lässig 
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in der weiteren 
Schutzzone in der engeren Schutzzone

entspricht Zone III II

4.14 Beregnung von öffentlichen Grün-
anlagen, Rasensport- und Golf-
plätzen

nur zulässig nach Maßgabe der 
Beregnungsberatung oder bis zu 
einer Bodenfeuchte von 70 % der 
nutzbaren Feldkapazität

verboten

5 bei baulichen Anlagen

5.1 bauliche Anlagen zu errichten oder 
zu erweitern

nur zulässig, 
- wenn kein häusliches oder ge-

werbliches Abwasser anfällt oder 
in eine dichte Sammelentwässe-
rung eingeleitet wird unter Be-
achtung von Nr. 3.7 und

- wenn die Gründungssohle min-
destens 2 m über dem höchs-
ten Grundwasserstand liegt

- wenn die Schutzfunktion der 
Grundwasserüberdeckung 
hierdurch im Wesentlichen er-
halten bleibt

verboten

5.2 Ausweisung neuer Baugebiete verboten

5.3 Stallungen zu errichten oder zu er-
weitern 2

nur zulässig
- entsprechend Anlage 2 Ziffer 

5 a oder
- für in dieser Zone bereits vor-

handene landwirtschaftliche 
Anwesen, wenn die Anforde-
rungen gemäß Anlage 2, Ziffer 
5 b eingehalten werden

verboten

5.4 Anlagen zum Lagern und Abfüllen 
von Jauche, Gülle, Silagesickersaft 
zu errichten oder zu erweitern 2

nur zulässig mit Leckageerken-
nung oder gleichwertiger Kontroll-
möglichkeit der gesamten Anlage 
(einschließlich Zuleitungen)

verboten

5.5 ortsfeste Anlagen zur Gärfutterbe-
reitung zu errichten oder zu erwei-
tern 2

nur zulässig mit Auffangbehälter 
für Silagesickersaft

verboten

6 bei landwirtschaftlichen, forstwirtschaftlichen und gärtnerischen Flächennutzungen

2  Bezüglich der Grundanforderungen wird auf die Anlage 7 „Anforderungen an JGS Anlagen“ der Verordnung über An-
lagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (AwSV) in der Fassung vom 18.04.2017 hingewiesen.
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in der weiteren 
Schutzzone in der engeren Schutzzone

entspricht Zone III II

6.1 Düngen mit Gülle, Jauche, Fest-
mist, Gärresten aus Biogasanla-
gen und Festmistkompost

nur zulässig wie bei Nr. 6.2 verboten

6.2 Düngen mit sonstigen organischen 
und mineralischen Stickstoffdün-
gern (ohne Nr. 6.3)

nur zulässig unter Einhaltung aller aktuellen fachlichen Regeln und 
Rechtsvorschriften, einschließlich der erforderlichen Aufzeichnungen 
der Düngebedarfsermittlung, der Düngezeitpunkte und der Höhe der 
Gaben

6.3 Ausbringen oder Lagern von Klär-
schlamm, klärschlammhaltigen 
Düngemitteln, Fäkalschlamm oder 
Gärsubstrat bzw. Kompost aus 
zentralen Bioabfallanlagen

verboten

6.4 ganzjährige Bodendeckung durch 
Zwischen- oder Hauptfrucht

erforderlich, soweit fruchtfolge- und witterungsbedingt möglich. Eine 
wegen der nachfolgenden Fruchtart unvermeidbare Winterfurche darf 
erst ab 01.11. erfolgen. Zwischenfrucht vor Mais darf erst ab 15.04. ein-
gearbeitet werden. Mulch- und Direktsaat ist früher möglich.

6.5 Lagern von Festmist, Sekundär-
rohstoffdünger oder Mineraldün-
gerdünger auf unbefestigten Flä-
chen

verboten, ausgenommen Kalk-
dünger; Mineraldünger und 
Schwarzkalk nur zulässig, sofern 
gegen Niederschlag dicht abge-
deckt

verboten

6.6 Gärfutterlagerung außerhalb von 
ortsfesten Anlagen

nur zulässig in allseits dichten Foli-
ensilos bei Siliergut ohne Gärsaft-
erwartung sowie Ballensilage

verboten

6.7 Beweidung, Freiland-, Koppel- 
und Pferchtierhaltung

nur zulässig auf Grünland ohne 
flächige Verletzung der Grasnar-
be (siehe Anlage 2, Ziff. 6) oder für 
bestehende Nutzungen, die un-
mittelbar an vorhandene Stallun-
gen gebunden sind

verboten

6.8 Wildfutterplätze und Wildgatter zu 
errichten

--- verboten

6.9 Anwendung von Pflanzenschutz-
mitteln aus Luftfahrzeugen oder 
zur Bodenentseuchung

verboten

6.10 Beregnung landwirtschaftlich oder 
gärtnerisch genutzter Flächen

nur zulässig nach Maßgabe der 
Beregnungsberatung oder bis zu 
einer Bodenfeuchte von 70 % der 
nutzbaren Feldkapazität

verboten

6.11 landwirtschaftliche Dräne und zu-
gehörige Vorflutgräben anzulegen 
oder zu ändern

nur zulässig für Instandsetzungs- und Pflegemaßnahmen
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in der weiteren 
Schutzzone in der engeren Schutzzone

entspricht Zone III II

6.12 besondere Nutzungen im Sinne 
von Anlage 2, Ziff. 7 neu anzule-
gen oder zu erweitern

nur Gewächshäuser mit geschlos-
senem Be- und Entwässerungs-
system

verboten

6.13 Kahlschlag oder eine in der Wir-
kung gleichkommende Maßnah-
me (siehe Anlage 2, Ziff. 8). Aus-
genommen bei Kalamitäten nach 
vorheriger Anzeige.

nur zulässig, wenn kleiner 3.000 m2 nur zulässig, wenn kleiner 1.000 m2

6.14 Rodung verboten

6.15 Nasskonservierung von Rundholz verboten

(2) Im Fassungsbereich (Schutzzone I) sind sämtliche un-
ter den Nrn. 1 bis 6 aufgeführte Handlungen verboten. 
Das Betreten ist nur zulässig für Handlungen im Rah-
men der Wassergewinnung und -ableitung durch Be-
fugte des Trägers der öffentlichen Wasserversorgung, 
die durch diese Verordnung geschützt ist, oder der von 
ihm Beauftragten.

(3) Die Verbote und Beschränkungen des Absatzes 1 und 
2 gelten hinsichtlich der Nummern 3.6 und 5.1 nicht für 
Handlungen im Rahmen der Wassergewinnung und 
Wasserableitung des Trägers der öffentlichen Wasser-
versorgung, die durch diese Verordnung geschützt ist, 
oder der von ihm Beauftragten.

§ 4 Befreiungen

(1) Für die Erteilung von Befreiungen von Verboten des § 
3 gilt § 52 Abs. 1 Sätze 2 und 3 WHG.

(2) Die Befreiung nach § 52 Abs. 1 Satz 2 WHG ist wider-
ruflich; sie kann mit Inhalts- und Nebenbestimmungen 
verbunden werden und bedarf der Schriftform.

(3) Im Falle des Widerrufs kann das Landratsamt Kro nach 
vom Grundstückseigentümer verlangen, dass der frü-
here Zustand wiederhergestellt wird, sofern es das 
Wohl der Allgemeinheit, insbesondere der Schutz der 
Wasserversorgung, erfordert. 

§ 5 Beseitigung und Änderung  
bestehender Einrichtungen

(1) Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten von Grund-
stücken innerhalb des Schutzgebiets haben die Besei-
tigung oder Änderung von Einrichtungen, die im Zeit-
punkt des Inkrafttretens dieser Verordnung bestehen 
und deren Bestand, Errichtung, Erweiterung oder Be-
trieb unter die Verbote des § 3 fallen, auf Anordnung 
des Landratsamtes Kronach zu dulden, sofern sie nicht 
schon nach anderen Vorschriften verpflichtet sind, die 
Einrichtung zu beseitigen oder zu ändern.

(2) Für Maßnahmen nach Abs. 1 ist nach § 52 Abs. 4 WHG 
in Verbindung mit §§ 96-98 WHG und Art. 57 BayWG 
Entschädigung zu leisten.

§ 6 Kennzeichnung des Schutzgebietes

Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten von Grund-
stücken innerhalb des Schutzgebietes haben zu dul-
den, dass die Grenzen des Fassungsbereiches und der 
Schutzzonen durch Aufstellen oder Anbringen von Hin-
weiszeichen kenntlich gemacht werden.

§ 7 Kontrollmaßnahmen

(1) Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten von Grund-
stücken innerhalb des Schutzgebietes haben Probe-
nahmen von zum Einsatz im Schutzgebiet bestimmten 
Düngemitteln und Pflanzenschutzmitteln durch Beauf-
tragte des Landratsamtes Kronach zur Kontrolle der 
Einhaltung der Vorschriften dieser Verordnung zu dul-
den.

(2) Sie haben ferner die Entnahme von Boden-, Vegeta-
tions- und Wasserproben und die hierzu notwendi-
gen Verrichtungen auf den Grundstücken im Wasser-
schutzgebiet durch Beauftragte des Landratsamtes 
Kronach zu dulden.

(3) Sie haben ferner das Betreten der Grundstücke durch 
Bedienstete des Trägers der öffentlichen Wasserver-
sorgung, die durch diese Verordnung geschützt ist, 
oder der von ihm Beauftragten zur Wahrnehmung 
der Eigenüberwachungspflichten gemäß § 3 der Ver-
ordnung zur Eigenüberwachung von Wasserversor-
gungs- und Abwasseranlagen (Eigenüberwachungs-
verordnung – EÜV) in der jeweils geltenden Fassung 
zu gestatten, die hierzu erforderlichen Auskünfte zu 
erteilen und technische Ermittlungen und Prüfungen 
zu ermöglichen.

§ 8 Entschädigung und Ausgleich

(1) Soweit diese Verordnung oder eine auf Grund dieser 
Verordnung ergehende Anordnung das Eigentum un-
zumutbar beschränkt und diese Beschränkung nicht 
durch eine Befreiung nach § 4 oder andere Maßnah-
men vermieden oder ausgeglichen werden kann, ist 
über die Fälle des § 5 hinaus nach § 52 Abs. 4 WHG 
in Verbindung mit § 96-98 WHG und Art. 57 BayWG 
Entschädigung zu leisten.
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(2) Soweit diese Verordnung oder eine auf Grund dieser 
Verordnung ergehende Anordnung erhöhte Anforde-
rungen festsetzt, die die ordnungsgemäße land- oder 
forstwirtschaftliche Nutzung einschränken oder Mehr-
aufwendungen für den Bau und Betrieb land- oder 
forstwirtschaftlicher Betriebsanlagen zur Folge ha-
ben, ist für die dadurch verursachten wirtschaftlichen 
Nachteile ein angemessener Ausgleich nach Art. 32 in 
Verbindung mit Art. 57 BayWG zu leisten.

§ 9 Pflichten des Begünstigten

(1) Der Unternehmer hat das Eigentum an den Grundstü-
cken im Fassungsbereich des Wasserschutzgebie-
tes zu erwerben, den Fassungsbereich lückenlos so 
zu umzäunen, dass er von Unbefugten nicht betreten 
werden kann. Die Umzäunung ist ordnungsgemäß zu 
unterhalten.

(2) Der Unternehmer hat bei nicht öffentlichen Straßen, 
Wegen und Plätzen zur Kennzeichnung die Hinweis-
zeichen auf eigene Kosten zu beschaffen und an den 
Stellen anzubringen und zu unterhalten, an denen es 
das Landratsamt Kronach anordnet. Dies gilt auch für 
oberirdische Gewässer und sonstige Stellen, an de-
nen eine Kennzeichnung erforderlich ist.

(3) Der Unternehmer hat die engere Schutzzone mindes-
tens vierteljährlich, die weitere Schutzzone mindes-
tens einmal pro Jahr zu begehen. Festgestellte Ver-
stöße gegen die Anordnungen der Schutzgebietsver-
ordnung sind in das Betriebstagebuch einzutragen. 
Sofern eine Mängelbeseitigung nicht erreicht werden 
kann, sind das Landratsamt Kronach und das Wasser-
wirtschaftsamt Kronach zu verständigen.

(4) Das Verbot der Düngung mit Gülle, Jauche, Festmist, 
Gärresten aus Biogasanlagen und Festmistkompost in 
der engeren Schutzzone ist mindestens einmal im Mo-
nat zu kontrollieren. Verstöße sind dem Landratsamt 
Kronach unverzüglich mitzuteilen.

WGK 1 WGK 2 WGK 3
schwach wassergefährdende  

Stoffe
deutlich wassergefährdende 

 Stoffe
stark wassergefährdende  

Stoffe

Biodiesel

schweres Heizöl

reine Schmieröle auf Mineralölbasis

Ethanol (Alkohol, Brennspiritus)

Glykol (in Kühlmitteln)

Essigsäure (Entkalker)

Salzsäure

Schwefelsäure (z.B. in Autobatterien)

Auftausalz, Viehsalz

Düngemittel wie
- Flüssigdünger AHL
- Ammoniumnitrat, -sulfat
- Kaliumnitrat, -sulfat
- Dicyandiamid (DIDIN)

Dieselkraftstoff

leichtes Heizöl

Schmieröle auf Mineralölbasis mit 
Zusätzen (Motorenöl, Hydrauliköl, 
Getriebeöl)

Dichlormethan (in Abbeizmitteln)

Formaldehyd (als Konservierungs-
mittel in Lacken und Klebern)

Natriumhypochlorit  
(Chlorbleichlauge)

Toluol, Xylol (in sog. Nitroverdünnern)

Ottokraftstoffe (Benzin, Super)

Altöle

einige Lösungsmittel, z. B.
- Tetrachlorethen 

(chem. Reinigung)
- Trichlorethen 

(zur Metallentfettung)

Quecksilber

Pflanzenschutzmittel

§ 10 Ordnungswidrigkeiten

Nach § 103 Abs. 1 Nr. 8 a und Abs. 2 WHG kann mit 
Geldbuße bis zu fünfzigtausend Euro belegt werden, wer 
vorsätzlich oder fahrlässig

1. einem Verbot nach § 3 Abs. 1 und Abs. 2 zuwiderhandelt,

2. eine nach § 4 ausnahmsweise zugelassene Handlung 
vornimmt, ohne die mit der Ausnahme verbundenen Be-
dingungen oder Auflagen zu befolgen.

§ 11 Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Bekanntma-
chung im Kreisamtsblatt des Landkreises und Land-
ratsamtes Kronach in Kraft.

(2) Die Verordnung vom 12.02.1990 tritt am Tage nach der 
Bekanntmachung dieser Verordnung im Kreisamts-
blatt des Landkreises Kronach und Landratsamtes 
Kronach außer Kraft.

Kronach, den 16.12.2019
Landratsamt

Löffler
Landrat

Anlage 2
zur Verordnung des Landratsamtes Kronach vom 
16.12.2019 zum Schutz der öffentlichen Wasserver-
sorgung des Marktes Pressig im Ortsteil Welitsch

Maßgaben zu § 3 Abs. 1, Nrn. 2, 3, 5 und 6

1. Wassergefährdende Stoffe (zu Nr. 2)

Wassergefährdende Stoffe sind feste, flüssige und gas-
förmige Stoffe und Gemische, die geeignet sind, dauernd 
oder in einem nicht nur unerheblichen Ausmaß nachtei-
lige Veränderungen der Wasserbeschaffenheit herbei-
zuführen und die nach Maßgabe von Kapitel 2 der Ver-
ordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefähr-
denden Stoffen (AwSV) als wassergefährdend eingestuft 
sind oder als wassergefährdend gelten.
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2. Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden  
 Stoffen (zu Nr. 2.2)

Im Fassungsbereich (I) und in der engeren Schutzzone (II) 
dürfen keine Anlagen zum Umgang mit wassergefährden-
den Stoffen errichtet oder betrieben werden (§ 49 Abs. 1 
AwSV).

In der weiteren Schutzzone (III) dürfen folgende Anlagen 
nicht errichtet und folgende bestehende Anlagen nicht er-
weitert werden:

1. Anlagen der Gefährdungsstufe D,
2. unterirdische Anlagen der Gefährdungsstufe C und
3. Anlagen mit Erdwärmesonden.

In der weiteren Schutzzone dürfen nur Lageranlagen und 
Anlagen zum Herstellen, Behandeln und Verwenden was-
sergefährdender Stoffe errichtet und betrieben werden, 
die

1. mit einer Rückhalteeinrichtung ausgerüstet sind, die 
das gesamte in der Anlage vorhandene Volumen was-
sergefährdender Stoffe aufnehmen kann, oder

2. doppelwandig ausgeführt und mit einer Leckageer-
kennung ausgerüstet sind.

Im Übrigen gilt § 49 der Verordnung über Anlagen zum 
Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (AwSV) in der 
jeweils gültigen Fassung.

Die Prüfpflicht richtet sich nach der AwSV.

Unter Nr. 2.2 können auch Abfälle z.B. im Zusammenhang 
mit Kompostieranlagen oder Wertstoffhöfen fallen. An die 
Bereitstellung von Hausmüll aus privaten Haushalten zur 
regelmäßigen Abholung (z. B. Mülltonnen) werden keine 
besonderen Anforderungen gestellt.

3. Umgang mit wassergefährdenden Stoffen außer - 
 halb von Anlagen (zu Nr. 2.3)

Von der Nr. 2.3 sind nicht berührt:
- Düngung, Anwendung von Pflanzenschutzmitteln etc. 

nach den Maßgaben der Nrn. 4.12, 4.13, 6.1, 6.2, 6.5 
und 6.6,

- Straßensalzung im Rahmen des Winterdienstes,
- das Mitführen und Verwenden von Betriebsstoffen für 

Fahrzeuge und Maschinen,
- Kleinmengen für den privaten Hausgebrauch,
- Kompostierung im eigenen Garten.
- An Abfüllflächen von Heizölverbraucheranlagen wer-

den keine über die Regelungen von § 32 AwSV hi-
nausgehende Anforderungen gestellt.

4.  Anlagen zur Versickerung von häuslichem und
  kommunalem Abwasser (zu Nr. 3.5)

Das Abwasser ist vor der Versickerung nach strengeren 
als den Mindestanforderungen gemäß Abwasserverord-
nung (AbwV) in der jeweils geltenden Fassung zu reini-
gen. Die Anforderungen richten sich dabei nach den ein-
schlägigen Merkblättern des Bayerischen Landesamtes 
für Umwelt.

5.  Stallungen (zu Nr. 5.3)

 Ziffer 5 a:

 1. mit Flüssigmistverfahren:
 Bei Stallungen für Tierbestände über 40 Dungeinhei-

ten ist das erforderliche Speichervolumen für Gülle auf 
mindestens zwei Behälter aufzuteilen. 40 Dungeinhei-

ten (= 3.200 kg Stickstoff pro Jahr) fallen bei folgenden 
Höchststückzahlen für einzelne Tierarten an:

 - Milchkühe 40  Stück  (1Stück = 1,0 DE)
 - Mastbullen 65  Stück  (1 Stück = 0,62 DE)
 - Mastkälber, 
  Jungmastrinder 150  Stück  (1 Stück = 0,27 DE)
 - Mastschweine 300 Stück  (1 Stück = 0,13 DE)
 - Legehennen, 
  Mastputen 3.500  Stück  (100 Stück = 1,14 DE)
 - sonst. 
  Mastgeflügel 10.000 Stück  (100 Stück = 0,4 DE)
 Der Tierbestand darf 80 Dungeinheiten je Stallung 

bzw. 120 Dungeinheiten je Hofstelle nicht überschrei-
ten. Bei mehreren Tierarten auf einer Hofstelle sind die 
entsprechenden Dungeinheiten aufzusummieren.

 2. mit Festmistverfahren:
 Bei Tierbeständen über 80 Dungeinheiten ist das er-

forderliche Speichervolumen für Jauche auf mindes-
tens zwei Behälter aufzuteilen. Der Tierbestand darf 
80 Dungeinheiten je Stallung bzw. 160 Dungeinheiten 
je Hofstelle nicht überschreiten. Bei mehreren Tierar-
ten auf einer Hofstelle sind die entsprechenden Dung-
einheiten aufzusummieren.

 3. mit gemischten Entmistungsverfahren:
 Die maximalen Tierbestände je Hofstelle sind anteilig 

entsprechend den Nrn. 1 und 2 zu ermitteln.

 4. Ausnahmegenehmigung
 Die Erteilung einer Ausnahmegenehmigung nach § 4 

ist bei bestandsgeschützten landwirtschaftlichen Be-
trieben möglich, wenn dies betriebsbedingt notwen-
dig ist (Existenzsicherung) und das erhöhte Gefähr-
dungspotential durch technische Anforderungen aus-
geglichen werden kann, wenn dadurch der Trinkwas-
serschutz gewährleistet ist.

 Ziffer 5 b:
 Bei Gülle- bzw. Jauchekanälen ist zur jährlichen Dicht-

heitsprüfung eine Leckageerkennung für die Fugenbe-
reiche vorzusehen.

 Planbefestigte (geschlossenen Flächen), auf denen 
Kot und Harn anfallen, sind gemäß Anlage 7 Nr. 2.3 
der AwSV flüssigkeitsundurchlässig auszuführen. Die 
Flächen sind jährlich durch Sichtprüfung auf Undich-
tigkeiten zu kontrollieren.

 Bei Güllesystemen ist der Stall in hydraulisch-betrieb-
lich abtrennbare Abschnitte zu gliedern, die einzeln 
auf Dichtheit prüfbar und jederzeit reparierbar sind.

 Der Speicherraum für Gülle bzw. Jauche sowie die Zu-
leitungen sind baulich so zu gliedern, dass eine Re-
paratur jederzeit möglich ist. Dies kann durch einen 
zweiten Lagerbehälter oder eine ausreichende Spei-
cherkapazität der Güllekanäle gewährleistet werden. 
Hinsichtlich der Dichtheitsprüfungen wird auf Anlage 
7 der AwSV hingewiesen.

 Die einschlägigen Regeln der Technik, insbesondere 
die DIN 1045, sind zu beachten.

 Der Beginn von Bauarbeiten ist der Kreisverwaltungs-
behörde und dem Wasserversorgungsunternehmen 
14 Tage vorher anzuzeigen.

 Betriebe, die durch Zusammenschluss oder Teilung 
aus einem in Zone III vorhandenen Anwesen entste-
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hen, gelten ebenfalls als „in dieser Zone bereits vor-
handene Anwesen“.

6. Beweidung, Freiland-, Koppel- und Pferchtierhal- 
 tung (zu Nr. 6.7)

Eine flächige Verletzung der Grasnarbe liegt dann vor, 
wenn das wie bei herkömmlicher Rinderweide unver-
meidbare Maß (linienförmige oder punktuelle Verletzun-
gen im Bereich von Treibwegen, Viehtränken etc.) über-
schritten wird.

7. Besondere Nutzungen (zu Nr. 6.12)

Besondere Nutzungen sind folgende landwirtschaftliche, 
forstwirtschaftliche und gärtnerische Nutzungen:

- Weinbau

- Hopfenanbau

- Tabakanbau

- Gemüseanbau

- Zierpflanzenanbau

- Baumschulen und forstliche Pflanzgärten

- Christbaumkulturen

Das Verbot bezieht sich nur auf die Neuanlage derartiger 
Nutzungen, nicht auf die Verlegung im Rahmen des er-
tragsbedingt erforderlichen Flächenwechsels bei gleich-
bleibender Größe der Anbaufläche.

8. Kahlschlag und in der Wirkung gleichkommende 
 Maßnahmen (zu Nr. 6.13)

Ein Kahlschlag liegt vor, wenn auf einer Waldfläche alle 
aufstockenden Bäume in einem oder in wenigen kurz au-
feinander folgenden Eingriffen entnommen werden, ohne 
dass bereits eine ausreichende übernehmbare Verjün-
gung vorhanden ist und daher durch die Hiebsmaßnahme 
auf der Fläche Freilandbedingungen (Klima) entstehen.

Eine dem Kahlschlag gleichkommende Maßnahme ist 
eine Lichthauung, bei der nur noch vereinzelt Bäume ste-
hen bleiben und dadurch auf der Fläche ebenfalls Frei-
flächenbedingungen entstehen.

Ein Kahlschlag kann auch entstehen, wenn zwei oder 
mehrere benachbarte Waldbesitzer Hiebe durchführen, 
die in der Summe zu den o.g. Freiflächenbedingungen 
führen.

Dagegen sind Hiebmaßnahmen eines oder mehrerer 
Waldbesitzer auf räumlich getrennten Teilflächen zuläs-
sig, wenn sie die Flächenobergrenzen dieser Verordnung 
lediglich in der Summe überschreiten.

Unter Kalamitäten sind Schäden durch Windwurf, Schnee-
bruch oder durch Schädlingsbefall zu verstehen, deren 
Beseitigung nur durch die Entnahme aller geschädigten 
Bäume und daher u. U. nur durch Kahlschlag möglich ist.

Landratsamt Kronach
Löffler

Landrat
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